Amtsblatt L 143

der Europdischen Union

Ausgabe
in deutscher Sprache

61. Jahrgang
Rechtsvorschriften 7. Jumi 2018

Inhalt

I

Gesetzgebungsakte

VERORDNUNGEN

* Verordnung (EU) 2018/825 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur
Anderung der Verordnung (EU) 2016/1036 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern und der Verordnung (EU) 2016/1037 iiber
den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden
LANern ... o 1

Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der
Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben.

Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte.







7.6.2018 Amtsblatt der Europdischen Union L 1431

[

(Gesetzgebungsakte)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EU) 2018/825 DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 30. Mai 2018

zur Anderung der Verordnung (EU) 2016/1036 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus
nicht zur Europiischen Union gehérenden Lindern und der Verordnung (EU) 2016/1037 iiber den
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union, insbesondere auf Artikel 207 Absatz 2,
auf Vorschlag der Europiischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

gemifl dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren (),

in Erwdgung nachstehender Griinde:

(1)  Die gemeinsamen Regeln zum Schutz gegen gedumpte oder subventionierte Einfuhren aus nicht zur Union
gehorenden Lindern sind in den Verordnungen (EU) 2016/1036 (3 und (EU) 2016/1037 des Europaischen Par-
laments und des Rates (°) festgehalten (im Folgenden zusammen ,Verordnungen®). Die Verordnungen waren ur-
spriinglich 1968 angenommen worden und wurden zuletzt 1996, nach Abschluss der Uruguay-Runde, die im
Rahmen des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT) durchgefithrt wurde, erheblich geindert. Da seit
1996 eine Reihe von Anderungen an den Verordnungen vorgenommen wurden, beschlossen die Gesetzgeber, die
Verordnungen aus Griinden der Klarheit und Ubersichtlichkeit zu kodifizieren.

(2)  Obgleich die Verordnungen geindert und kodifiziert wurden, ist ihr Funktionieren nie grundlegend iiberpriift
worden. Die Kommission nahm eine Uberpriifung der Verordnungen in Angriff, die unter anderem darauf abstellte,
den Bediirfnissen der Wirtschaft zu Beginn des 21.Jahrhunderts besser gerecht zu werden.

(3)  Als Konsequenz dieser Uberpriifung sollten bestimmte Bestimmungen der Verordnungen geindert werden, um die
Transparenz und Vorhersehbarkeit zu verbessern, wirksame Moglichkeiten zur Bekdmpfung der von Drittlindern
ergriffenen Vergeltungsmaflnahmen einzufithren, die Wirksamkeit und die Durchsetzung zu verbessern und die
Uberpriifungspraxis zu optimieren. Des Weiteren sollten bestimmte Vorgehensweisen, die in den letzten Jahren bei
Antidumping- und Ausgleichszolluntersuchungen verfolgt wurden, in die Verordnungen aufgenommen werden.

(4 Im Interesse groferer Transparenz und Vorhersehbarkeit bei Antidumping- und Ausgleichszolluntersuchungen
sollten die Parteien, die von der Einfithrung vorldufiger Antidumping- beziehungsweise Ausgleichsmafinahmen
betroffen sein werden, insbesondere Einfiihrer, vorgewarnt werden, wenn die Einfithrung derartiger Mafinahmen
kurz bevorsteht. Zudem sollten die betroffenen Parteien frith genug von der Nichteinfithrung erfahren, falls sich in
Untersuchungen herausstellt, dass die Einfilhrung vorldufiger MafSnahmen nicht angebracht ist. Zur Verringerung
des Risikos eines deutlichen Anstiegs der Einfuhren wihrend des Vorunterrichtungszeitraums sollte die Kommis-
sion Einfuhren soweit moglich zollamtlich erfassen. Bei der zollamtlichen Erfassung von Einfuhren wihrend des
Vorunterrichtungszeitraums muss beriicksichtigt werden, dass hierfiir eine vorausschauende Analyse der damit
verbundenen Risiken und der Wahrscheinlichkeit, mit der diese Umstinde die Abhilfewirkung der Mafnahmen

(") Standpunkt des Europiischen Parlaments vom 16. April 2014 (ABL C 443 vom 22.12.2017, S. 934) und Standpunkt des Rates in
erster Lesung vom 16. April 2018 (noch nicht im Amtsblatt veroffentlicht). Standpunkt des Europaischen Parlaments vom 29. Mai
2018 (noch nicht im Amtsblatt verdffentlicht).

(3 Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz gegen gedumpte
Einfuhren aus nicht zur Européischen Union gehérenden Landern (ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21).

(}) Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den Schutz gegen subventionierte
Einfuhren aus nicht zur Européischen Union gehorenden Lindern (ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 55).
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untergraben, erforderlich ist. Dariiber hinaus sollte die Kommission auf der Ebene des integrierten Zolltarifs der
Europdischen Union (TARIC) ergdnzende statistische Angaben erheben, um iiber eine zutreffende faktische Grund-
lage fiir die Analyse der Einfuhren zu verfigen. Ist eine zollamtliche Erfassung nicht méglich und kommt es
wahrend des Vorunterrichtungszeitraums zu einem weiteren deutlichen Anstieg der Einfuhren, sollte die Kommis-
sion diese zusitzliche Schidigung in der Schadensspanne beriicksichtigen.

(5)  Den Ausfithrern und Herstellern sollte vor der Einfithrung vorldufiger MafSnahmen eine kurze Frist zugestanden
werden, wihrend deren sie die Berechnung ihrer individuellen Dumpingspanne oder die Hohe ihrer anfechtbaren
Subvention und die zur Beseitigung der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union geeigneten Spanne priifen
konnen. Rechenfehler konnten dann noch vor der Einfihrung der Manahmen korrigiert werden.

(6)  Um sicherzustellen, dass Mafinahmen zur Bekdmpfung von Vergeltungsmafnahmen wirksam sind, sollten die
Unionshersteller die Verordnungen in Anspruch nehmen kénnen, ohne Vergeltungsmafinahmen von Drittlandern
befiirchten zu miissen. Unter besonderen Umstinden ermdéglichen die derzeit geltenden Bestimmungen die Ein-
leitung einer Untersuchung ohne vorherigen Antrag, sofern hinreichende Beweise fur Dumping oder anfechtbare
Subventionen und fir eine Schidigung und einen ursichlichen Zusammenhang vorliegen. Diese besonderen
Umstinde sollten auch den Fall einschliefSen, dass Vergeltungsmafinahmen von Drittlindern drohen.

(7)  Bei einer Untersuchung ohne vorherigen Antrag sollte die Kommission die Unionshersteller auffordern, die zur
Fortsetzung der Untersuchung erforderlichen Informationen beizubringen, damit bei drohenden Vergeltungsmaf-
nahmen von Drittlindern gewihrleistet ist, dass gentigend Informationen zur Durchfithrung der Untersuchung
vorliegen.

(8)  Drittlinder greifen immer haufiger in den Handel mit Rohstoffen ein, um Rohstoffe zum Vorteil nachgelagerter
einheimischer Verwender im eigenen Land zu halten, beispielsweise durch Erhebung von Ausfuhrsteuern oder
Anwendung von Doppelpreissystemen. Diese Eingriffe verursachen zusatzliche Handelsverzerrungen. Infolgedessen
bestimmen nicht die normalen Marktkrifte von Angebot und Nachfrage die Kosten eines bestimmten Rohstoffs.
Aufgrund dessen werden Unionshersteller nicht allein durch Dumping geschadigt, sondern leiden gegeniiber
nachgelagerten Herstellern in Drittlindern, die derartige Praktiken verfolgen, noch unter zusitzlichen Handels-
verzerrungen. Um den Handel angemessen zu schiitzen, sollten diese Verzerrungen bei der Festlegung der Hohe
der zu verhingenden Zolle angemessen beriicksichtigt werden.

(9)  Die Kommission sollte anhand des eingegangenen Antrags und des ,Inventory on export restrictions on industrial
raw material® (Verzeichnis von Ausfuhrbeschrankungen fir industriell genutzte Rohstoffe) der Organisation fur
Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) oder jeglicher anderen Datenbank der OECD, die dieses
Verzeichnis ersetzt und in der Verzerrungen des Rohstoffangebots bezeichnet sind, tiberpriifen, ob Verzerrungen
des Rohstoffangebots bestehen.

(10) In der Union sind anfechtbare Subventionen nach Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der
Europdischen Union (AEUV) grundsitzlich verboten. Umso mehr verzerren von Drittlindern gewahrte anfechtbare
Subventionen den Handel. Die Hohe der von der Kommission genehmigten staatlichen Beihilfen wurde im Laufe
der Zeit kontinuierlich verringert. Bei der Bestimmung der Hohe der Ausgleichsmafinahmen ist es im Allgemeinen
nicht mehr moglich, die Regel des niedrigeren Zolls anzuwenden.

(11)  Werden Mafnahmen nach Abschluss einer Auslaufiiberpriffungsuntersuchung nicht verlangert, weil sich heraus-
gestellt hat, dass die Voraussetzungen fiir die Aufrechterhaltung der Malnahmen wiéhrend der Untersuchung nicht
gegeben waren, so sollten den Einfithrern die wihrend der Untersuchung auf Waren in der Zollabfertigung
erhobenen Zolle erstattet werden.

(12)  Die Kommission sollte in Fillen, in denen der Wirtschaftszweig der Union aufgrund hoherer Sozial- und Umwelts-
tandards mit hoheren Kosten belastet ist, gegebenenfalls Interimsiiberpriifungen einleiten. Dariiber hinaus sollte die
Kommission Interimsiiberpriifungen auch einleiten, wenn sich in den Ausfuhrlindern im Zusammenhang mit
Sozial- und Umweltstandards die Umstidnde dndern. Zieht sich beispielsweise ein Land, gegen das Mafinahmen
ergriffen wurden, aus multilateralen Umweltiibereinkiinften und den zugehorigen Protokollen, deren Vertragspartei
die Union ist, oder aus Ubereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO), die in Anhang la der
Verordnungen aufgefithrt sind, zuriick, so konnte die Interimsiiberpriifung zur Folge haben, dass die Annahme
der geltenden Verpflichtungen zuriickgenommen wird. Der Umfang der Uberpriifung wiirde sich nach der genauen
Art der Anderung der Umstinde richten. Diese Interimsiiberpriifungen kénnten auch von Amts wegen eingeleitet
werden.

(13) Die Kommission kann Mitteilungen zu Auslegungsfragen mit allgemeinen Leitlinien fiir mogliche interessierte
Parteien zur Anwendung der Verordnungen annehmen. Im Einklang mit der stindigen Rechtsprechung des
Gerichtshofs sind diese Mitteilungen nicht rechtsverbindlich, und zwingende Vorschriften des Unionsrechts werden
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dadurch nicht gedndert. Die Kommission wendet diese Mitteilungen getreu den allgemeinen Grundsitzen der
Gleichbehandlung und des Vertrauensschutzes an, kann jedoch durch ihre Annahme nicht von ihrem Ermessens-
spielraum im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik der Union abweichen. Vor der Annahme solcher Mittei-
lungen sollte die Kommission Anhorungen gemafs Artikel 11 Absatz 3 des Vertrags iiber die Europiische Union
(EUV) durchfithren. Das Europdische Parlament und der Rat konnen ebenfalls ihre Standpunkte darlegen.

(14)  Der Wirtschaftszweig der Union sollte nicht mehr nach den Einleitungsschwellen der Verordnungen definiert
werden.

(15)  Die Kommission sollte den bestmdglichen Zugang zu Informationen fir alle interessierten Parteien sicherstellen,
indem sie ein Informationssystem einrichtet, iber das die interessierten Parteien benachrichtigt werden, wenn die
Untersuchungsdossiers um neue nicht vertrauliche Informationen erginzt werden, und indem sie diesen Parteien
die Informationen tiber eine Internet-Plattform zuginglich macht.

(16)  Wird bei einer Erstuntersuchung festgestellt, dass die Dumpingspanne oder die anfechtbare Subvention unterhalb
der Geringfiigigkeitsschwelle liegt, so sollte die Untersuchung der betreffenden Ausfithrer unverziiglich eingestellt
werden und diese Ausfithrer werden von anschlieBenden Uberpriifungen nicht betroffen sein.

(17)  Die Kommission sollte ein Verpflichtungsangebot nur dann annehmen, wenn sie anhand einer vorausschauenden
Analyse zu der Uberzeugung gelangt, dass die schidigenden Auswirkungen des Dumpings auf diese Weise tatsich-
lich beseitigt werden.

(18)  Liegen die Voraussetzungen fiir die Einleitung einer Umgehungsuntersuchung vor, so sollten die Einfuhren immer
zollamtlich erfasst werden.

(19)  Erfahrungen im Rahmen von Umgehungsuntersuchungen haben gezeigt, dass Hersteller der betroffenen Ware
manchmal zwar nicht selbst an den Umgehungspraktiken beteiligt sind, jedoch mit einem Hersteller verbunden
sind, der den urspriinglichen Maflnahmen unterliegt. In solchen Fillen sollte den betreffenden Herstellern die
Befreiung nicht allein mit der Begriindung verwehrt werden, dass sie mit einem Hersteller verbunden sind, der
den urspriinglichen Mafnahmen unterliegt. Daher sollte die Bedingung, dass Hersteller der betroffenen Ware mit
keinem den urspriinglichen Maffnahmen unterliegenden Hersteller verbunden sein diirfen, um von der zollamtli-
chen Erfassung oder der Zollausweitung befreit zu werden, wegfallen. Wenn die Umgehung in der Union statt-
findet, sollte zudem die Tatsache, dass Einfithrer mit Herstellern verbunden sind, die den urspriinglichen Maf3-
nahmen unterliegen, nicht ausschlaggebend sein, wenn dariiber befunden wird, ob einem Einfithrer eine Befreiung
gewihrt werden kann.

(20)  In Fillen, in denen die Unionshersteller so zahlreich sind, dass eine Stichprobe gebildet werden muss, sollten die in
die Stichprobe einzubeziechenden Hersteller aus dem Kreis aller Unionshersteller ausgewédhlt werden und nicht nur
aus dem Kreis der antragstellenden Hersteller.

(21) In Fillen, in denen Verzerrungen des Rohstoffangebots gemdfl Artikel 7 Absatz 2a der Verordnung
(EU) 2016/1036 in der durch die vorliegende Verordnung gednderten Fassung ermittelt wurden, sollte die Kommis-
sion eine Priifung des Unionsinteresses gemafS Artikel 7 Absatz 2b der genannten Verordnung vornehmen. Be-
schliet die Kommission bei der Festlegung der Hohe der Zolle unter Beriicksichtigung von Artikel 7 der genannten
Verordnung die Anwendung von Artikel 7 Absatz 2 der genannten Verordnung, so sollte sie die Priifung des
Unionsinteresses nach Artikel 21 der genannten Verordnung auf der Grundlage der gemifs Artikel 7 Absatz 2
festgelegten Maflnahmen durchfiihren.

(22)  Bei der Priifung des Unionsinteresses sollte allen Unionsherstellern Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden
und nicht nur den antragstellenden Herstellern.

(23)  Der jdhrliche Bericht iiber die Durchfithrung der Verordnungen, den die Kommission dem Europdischen Parlament
und dem Rat vorlegt, erméglicht die regelmiRige und friihzeitige Uberwachung der Handelsschutzinstrumente. Das
Europiische Parlament sollte diesen Bericht und dabei auch die Funktionsweise der Handelsschutzinstrumente
erortern. Der Rat sollte an den einschldgigen Erdrterungen teilnehmen kénnen.

(24) Die Kommission sollte die Anwendung und Vereinnahmung von Antidumping- und Ausgleichszollen auf den
Festlandssockel eines Mitgliedstaats oder die von einem Mitgliedstaat gemdfl dem Seerechtsiibereinkommen der
Vereinten Nationen (SRU) festgelegte ausschliefliche Wirtschaftszone ausdehnen, wenn die Ware, die Gegenstand
von Mafnahmen ist, an der jeweiligen Ortlichkeit zum Zwecke der Exploration oder Gewinnung von nicht
lebenden Naturressourcen aus dem Meeresboden und dem Meeresuntergrund oder zur Energieerzeugung durch
Wasser, Stromungen und Wind genutzt wird, und wenn die Ware, die Gegenstand von Mafinahmen ist, dabei in
erheblichen Mengen verbraucht wird. In der Bekanntmachung iiber die Einleitung von Verfahren sollte mitgeteilt
werden, dass die Absicht besteht, die Anwendung dergestalt auszuweiten; der Antrag sollte diesbeziiglich
ausreichende Nachweise enthalten. Zur Gewdhrleistung einheitlicher Bedingungen fiir die Durchfihrung der
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vorliegenden Verordnung sollten der Kommission Durchfithrungsbefugnisse iibertragen werden, um die Einzel-
heiten fir die Anwendung und die Vereinnahmung von Antidumping- und Ausgleichszollen festzulegen. Die
Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europdischen Parlaments und des
Rates (1) ausgeiibt werden.

(25) Damit die Liste, in der Verzerrungen des Rohstoffangebots aufgefithrt werden, durch Hinzufiigen weiterer Ver-
zerrungen des Rohstoffangebots auf den neuesten Stand gebracht werden kann, falls in dem ,Inventory on export
restrictions on industrial raw material“ der OECD (Verzeichnis von Ausfuhrbeschrinkungen fiir industriell genutzte
Rohstoffe) oder jedweder anderen Datenbank der OECD, die dieses Verzeichnis ersetzt, Verzerrungen des Roh-
stoffangebots aufgefiihrt werden, die in der Liste der Definitionen nicht enthalten sind, sollte der Kommission die
Befugnis iibertragen werden, gemifl Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Anderung der in Artikel 7 Absatz 2a der
Verordnung (EU) 2016/1036 genannten Liste der Verzerrungen des Rohstoffangebots zu erlassen. Damit dariiber
hinaus in geeigneter Weise gegen einen wihrend des Vorunterrichtungszeitraums zu verzeichnenden erheblichen
Anstieg der Einfuhren vorgegangen werden kann, sollte der Kommission die Befugnis iibertragen werden, gemafy
Artikel 290 AEUV Rechtsakte zur Verlingerung beziehungsweise Verkiirzung des Vorunterrichtungszeitraums zu
erlassen. Der Vorunterrichtungszeitraum sollte verkiirzt werden, wenn es zu einem erheblichen Anstieg der
Einfuhren kommt, die Kommission jedoch nichts dagegen unternehmen kann. Kommt es nicht zu einem erheb-
lichen Anstieg der Einfuhren oder kann die Kommission etwas dagegen unternehmen, sollte der Vorunterrichtungs-
zeitraum verldngert werden, um den Wirtschaftsbeteiligten der Union Planungssicherheit zu geben. Es ist von
besonderer Bedeutung, dass die Kommission im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch
auf der Ebene von Sachverstindigen, durchfihrt, die mit den Grundsitzen im Einklang stehen, die in der Interins-
titutionellen Vereinbarung iiber bessere Rechtsetzung (?) vom 13. April 2016 niedergelegt wurden. Um insbeson-
dere fiir eine gleichberechtigte Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das
Europdische Parlament und der Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverstindigen der Mitgliedstaaten,
und ihre Sachverstindigen haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverstindigengruppen der Kom-
mission, die mit der Vorbereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind.

(26)  Die Verordnungen (EU) 2016/1036 und (EU) 2016/1037 sollten deshalb entsprechend gedndert werden —
HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Die Verordnung (EU) 2016/1036 wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 4 Absatz 1 erhilt der Einleitungssatz folgende Fassung:

,(1)  Im Sinne dieser Verordnung gilt als ,Wirtschaftszweig der Union‘ die Gesamtheit der Unionshersteller von
gleichartigen Waren oder der Teil von ihnen, dessen Produktion insgesamt einen erheblichen Teil der gesamten
Unionsproduktion dieser Waren ausmacht; dabei gelten folgende Ausnahmen:*

2. Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefiigt:

LAntrige konnen auch gemeinsam von einem Wirtschaftszweig der Union oder einer natiirlichen oder juristischen
Person oder einer Vereinigung ohne Rechtspersonlichkeit, die in deren Namen handelt, und Gewerkschaften
gestellt oder von Gewerkschaften unterstiitzt werden. Dies beriihrt nicht die fiir den Wirtschaftszweig der Union
bestehende Moglichkeit, den Antrag zuriickzuziehen.”;

b) Folgender Absatz wird eingefiigt:

,(la)  Die Kommission erleichtert heterogenen und fragmentierten Wirtschaftszweigen, die hauptsichlich aus
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bestehen, mittels einer eigenen Informationsstelle fir KMU den
Zugang zu dem Handelsschutzinstrument, indem sie beispielsweise zur Bewusstseinsbildung beitrigt, allgemeine
Informationen und Erlduterungen zu Verfahren und zur Antragstellung bereitgestellt, Standardfragebogen in allen
Amtssprachen der Union herausgibt und allgemeine, nicht fallbezogene Fragen beantwortet.

Die Informationsstelle fir KMU stellt Standardformulare fiir die im Rahmen der Reprisentativititspriifung zu
tibermittelnden statistischen Angaben und Fragebogen zur Verfiigung.“

() Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung der allgemeinen
Regeln und Grundsitze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchfithrungsbefugnisse durch die Kommission
kontrollieren (ABI. L 55 vom 28.2.2011, S. 13).

@) ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.
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3. Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 7 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(7)  Die Unionshersteller, die Gewerkschaften, die Einfithrer und Ausfithrer sowie ihre reprisentativen Ver-
bande, die Verwender- und Verbraucherorganisationen, die sich gemif§ Artikel 5 Absatz 10 selbst gemeldet haben,
sowie die Vertreter des Ausfuhrlandes konnen auf schriftlichen Antrag alle von einer von der Untersuchung
betroffenen Partei zur Verfiigung gestellten Unterlagen mit Ausnahme der von den Behorden der Union oder
ihrer Mitgliedstaaten erstellten internen Dokumente einsehen, die fir die Darlegung ihres Standpunktes erheblich
und nicht vertraulich im Sinne des Artikels 19 sind und bei der Untersuchung verwendet werden.”;

b) Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

»(9)  Bei Verfahren nach Artikel 5 Absatz 9 wird die Untersuchung, wenn moglich, innerhalb eines Jahres
abgeschlossen. In jedem Fall werden diese Untersuchungen innerhalb von 14 Monaten nach ihrer Einleitung
auf der Grundlage der gemdfl Artikel 8 fiir Verpflichtungen oder gemdfl Artikel 9 fiir endgiiltige Mafnahmen
getroffenen Feststellungen abgeschlossen. Die Untersuchungszeitraiume werden, insbesondere im Fall von hetero-
genen und fragmentierten Wirtschaftszweigen, die hauptsichlich aus KMU bestehen, so weit wie moglich an das
Geschiftsjahr angepasst.”;

¢) Folgende Absitze werden angefiigt:

,(10)  Die Unionshersteller der gleichartigen Ware sind dazu aufgefordert, bei nach Artikel 5 Absatz 6 einge-
leiteten Untersuchungen mit der Kommission zusammenzuarbeiten.

(11)  Das Biiro des Anhorungsbeauftragten, dessen Befugnisse und Zustindigkeiten in dem von der Kommis-
sion angenommenen Mandat festgelegt sind, wird bei der Kommission eingerichtet; der Anhorungsbeauftragte
stellt sicher, dass die interessierten Parteien ihre Verfahrensrechte wirksam wahrnehmen konnen.*

4. Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
(1) Vorlaufige Zolle konnen auferlegt werden, wenn
a) ein Verfahren nach Artikel 5 eingeleitet wurde,

b) eine entsprechende Bekanntmachung verdffentlicht wurde und die interessierten Parteien nach Artikel 5 Ab-
satz 10 eine ausreichende Gelegenheit erhielten, Informationen vorzulegen und Stellungnahmen abzugeben,

¢) wenn vorldufig festgestellt wurde, dass Dumping vorliegt und ein Wirtschaftszweig der Union dadurch ge-
schadigt wird, und

d) wenn im Interesse der Union ein Eingreifen zur Verhinderung dieser Schidigung erforderlich ist.

Die vorldufigen Zolle werden frithestens 60 Tage, im Normalfall spitestens sieben Monate, in jedem Fall jedoch
spatestens acht Monate nach der Einleitung des Verfahrens eingefiihrt.

Im Anschluss an die Unterrichtung der interessierten Parteien nach Artikel 19a wird drei Wochen lang auf die
Erhebung vorldufiger Zélle verzichtet (Vorunterrichtungszeitraum). Die Unterrichtung greift einem etwaigen spa-
teren entsprechenden Beschluss der Kommission nicht vor.

Die Kommission tiberpriift bis zum 9.Juni 2020, ob es wiahrend des Vorunterrichtungszeitraums zu einem
erheblichen Anstieg der Einfuhren gekommen ist, und, sollte dies der Fall sein, ob der Wirtschaftszweig der
Union trotz der Maflnahmen, die die Kommission aufgrund von Artikel 14 Absatz 5a und Artikel 9 Absatz 4
gegebenenfalls ergriffen hat, durch diesen Anstieg zusitzlich geschidigt wurde. Hierbei stiitzt sich die Kommission
insbesondere auf die Daten, die nach Artikel 14 Absatz 6 erhoben werden, sowie auf alle ihr zur Verfiigung
stehenden einschligigen Informationen. Die Kommission erldsst gemdfl Artikel 23a einen delegierten Rechtsakt,
durch den der Vorunterrichtungszeitraum auf zwei Wochen verkiirzt wird, wenn es zu einem erheblichen Anstieg
der Einfuhren gekommen ist, durch den ein Wirtschaftszweig der Union zusitzlich geschadigt wurde, beziehungs-
weise auf vier Wochen verlingert wird, wenn dies nicht der Fall war.

Gleichzeitig mit der Unterrichtung der interessierten Parteien nach Artikel 19a teilt die Kommission auf ihrer
Website offentlich mit, dass sie beabsichtigt, vorldufige Zolle einzuftihren; diese Mitteilung enthilt Informationen
tiber die eventuellen Zollsitze.*;
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b) Folgende Absitze werden eingefiigt:

,(2a)  Bei der Priifung, ob ein unter der Dumpingspanne liegender Zoll ausreicht, um die Schidigung zu
beseitigen, beriicksichtigt die Kommission, ob es Verzerrungen des Rohstoffangebots bei der betroffenen Ware
gibt.

Im Sinne dieses Absatzes sind Verzerrungen des Rohstoffangebots die folgenden Mafnahmen: Doppelpreissyste-
me, Ausfuhrsteuern, Ausfuhrergdnzungsabgaben, Ausfuhrquoten, Ausfuhrverbote, Finanzabgaben auf Ausfuhren,
Lizenzanforderungen, Mindestausfuhrpreise, die Minderung oder Aufhebung der Mehrwertsteuererstattung, Ein-
schrankungen an der Zollabfertigungsstelle fir Ausfithrer, Verzeichnisse qualifizierter Ausfithrer, die Pflicht, den
heimischen Markt mit einem bestimmten Anteil der Produktion zu beliefern (Domestic Market Obligation),
unternehmensgebundene Schiirfrechte, wenn der Preis eines Rohstoffs deutlich unter dem Preis auf reprasentativen
internationalen Markten liegt.

Der Kommission wird die Befugnis iibertragen, gemdf Artikel 23a delegierte Rechtsakte zur Anderung dieser
Verordnung durch Hinzufiigung weiterer Verzerrungen des Rohstoffangebots zu der in Unterabsatz 2 des vor-
liegenden Absatzes genannten Liste zu erlassen, falls in dem ,Inventory on export restrictions on industrial raw
material’ der OECD (Verzeichnis von Ausfuhrbeschrankungen fur industriell genutzte Rohstoffe) oder jedweder
anderen Datenbank der OECD, die dieses Verzeichnis ersetzt, andere Arten von Mafinahmen aufgefithrt werden.

Die Untersuchung erstreckt sich auf alle in Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes aufgefithrten Verzerrungen
des Rohstoffangebots, fiir deren Vorliegen der Kommission ausreichende Beweise nach Artikel 5 zur Verfiigung
stehen.

Fir die Zwecke dieser Verordnung miissen mindestens 17 % der Herstellungskosten der betreffenden Ware auf
einen einzelnen unverarbeiteten oder verarbeiteten Rohstoff — einschlielich Energie —, bei dem eine Verzerrung
festgestellt wird, entfallen. Fiir die Zwecke dieser Berechnung wird ein unverzerrter Preis des Rohstoffs, der sich
auf reprisentativen internationalen Markten gebildet hat, verwendet.

(2b)  Kommt die Kommission auf der Grundlage aller vorgelegten Informationen eindeutig zu dem Ergebnis,
dass es im Interesse der Union liegt, den Betrag der vorldufigen Zolle gemdfl Absatz 2a zu bestimmen, findet
Absatz 2 des vorliegenden Artikels keine Anwendung. Die Kommission bemiiht sich aktiv um Informationen von
den interessierten Parteien, um festlegen zu konnen, ob Absatz 2 oder Absatz 2a des vorliegenden Artikels
Anwendung findet. In dieser Hinsicht priift die Kommission alle sachdienlichen Informationen wie beispielsweise
das Vorhandensein von Kapazititsreserven im Ausfuhrland, den Wettbewerb um Rohstoffe und die Auswirkungen
auf die Lieferketten fiir Unionsunternehmen. Im Falle fehlender Mitarbeit kann die Kommission zu dem Schluss
kommen, dass es mit dem Interesse der Union im Einklang steht, Absatz 2a des vorliegenden Artikels anzuwen-
den. Bei der Priifung des Unionsinteresses gemafS Artikel 21 wird dieser Frage besondere Beachtung geschenkt.

(2c)  Wird die Schiddigungsspanne auf der Grundlage eines Zielpreises berechnet, so wird die herangezogene
Zielgewinnspanne unter Beriicksichtigung von Faktoren wie der Hohe der Rentabilitit vor der Steigerung der
Einfuhren aus dem Land, das Gegenstand der Untersuchung ist, der Hohe der Rentabilitit, die zur Deckung
samtlicher Kosten und Investitionen, Forschung und Entwicklung (FuE) sowie Innovation erforderlich ist, und der
Hohe der Rentabilitit, die unter normalen Wettbewerbsbedingungen zu erwarten ist, festgelegt. Diese Gewinn-
spanne darf nicht niedriger als 6 % sein.

(2d)  Bei der Festlegung des Zielpreises werden die tatsichlichen Herstellungskosten des Wirtschaftszweigs der
Union, wie sie sich aus den multilateralen Umweltiibereinkiinften und den zugehorigen Protokollen, deren Ver-
tragspartei die Union ist, oder aus den in Anhang Ia dieser Verordnung aufgefithrten Ubereinkommen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (IAO) ergeben, gebithrend beriicksichtigt. Dariiber hinaus werden kiinftige, nicht
unter Absatz 2c dieses Artikels fallende Kosten, die sich aus diesen Ubereinkiinften und Ubereinkommen ergeben
und die dem Wirtschaftszweig der Union wahrend des Zeitraums der Anwendung der MafSnahme nach Artikel 11
Absatz 2 entstehen, beriicksichtigt.”

5. Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Wurde im Rahmen der vorldufigen Sachaufklarung das Vorliegen von Dumping und Schidigung fest-
gestellt, kann die Kommission gemif dem in Artikel 15 Absatz 2 vorgesehenen Beratungsverfahren zufrieden-
stellende freiwillige Verpflichtungsangebote annehmen, in denen sich ein Ausfithrer verpflichtet, seine Preise zu
indern oder die Ausfuhren zu Dumpingpreisen zu unterlassen, sofern die schidigenden Auswirkungen des
Dumpings auf diese Weise beseitigt werden.

In diesem Fall gelten von der Kommission gemaf8 Artikel 7 Absatz 1 eingefithrte vorldufige Zolle bzw. gemif
Artikel 9 Absatz 4 eingefiihrte endgiiltige Zolle wihrend der Geltungsdauer dieser Verpflichtungen nicht fur die
Einfuhren der betroffenen Ware, die von den Unternehmen hergestellt werden, die im Beschluss der Kommission
zur Annahme des Verpflichtungsangebots und in etwaigen spiteren Anderungen dieses Beschlusses aufgefiihrt
sind.
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Preiserhohungen aufgrund dieser Verpflichtungen diirfen nicht hoher sein, als es zum Ausgleich der Dumping-
spanne erforderlich ist; sie miissen niedriger als die Dumpingspanne sein, wenn diese Erhohungen ausreichen, um
die Schadigung des Wirtschaftszweigs der Union zu beseitigen.

Bei der Priifung der Frage, ob aufgrund dieser Verpflichtungen vorgenommene Preiserhohungen, die unter der
Dumpingspanne liegen, ausreichend sind, um die Schidigung zu beseitigen, gelten Artikel 7 Absitze 2a, 2b, 2c
und 2d entsprechend.”;

b) Absatz 2 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

JAufler unter auflergewohnlichen Umstinden miissen Verpflichtungen spitestens finf Tage vor Ende des Zeit-
raums angeboten werden, in dem gemaf$ Artikel 20 Absatz 5 Bemerkungen vorgebracht werden kénnen, sodass
auch fiir andere Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme besteht.”;

¢) Die Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(3)  Verpflichtungsangebote brauchen nicht angenommen zu werden, wenn ihre Annahme als nicht sinnvoll
angesehen wird, beispielsweise weil die Zahl der tatsichlichen oder potenziellen Ausfithrer zu grof ist oder andere
Griinde, einschlieflich Erwagungen grundsitzlicher Art, zu denen insbesondere die Grundsitze und Verpflichtun-
gen gehoren, die sich aus multilateralen Umweltiibereinkiinften und den zugehorigen Protokollen, deren Vertrags-
partei die Union ist, sowie den in Anhang Ia dieser Verordnung aufgefithrten Ubereinkommen der TAO ergeben,
dagegen sprechen. Dem betroffenen Ausfithrer kann der Grund, aus dem beabsichtigt wird, die Ablehnung des
Verpflichtungsangebots vorzuschlagen, mitgeteilt und Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden. Die
Griinde fir die Ablehnung werden in dem endgiiltigen Beschluss dargelegt.

(4)  Die Parteien, die eine Verpflichtung anbieten, miissen eine im Sinne von Artikel 19 aussagekriftige nicht
vertrauliche Fassung dieser Verpflichtung vorlegen, damit sie den von der Untersuchung betroffenen Parteien, dem
Europiischen Parlament und dem Rat zur Verfiigung gestellt werden kann.

Vor der Annahme eines solchen Angebots erhilt aufferdem der Wirtschaftszweig der Union die Moglichkeit, zu
den wichtigsten Merkmalen der Verpflichtung Stellung zu nehmen.”

6. Artikel 9 Absdtze 3 und 4 erhilt folgende Fassung:

»(3)  Bei einem Verfahren, das gemdfl Artikel 5 Absatz 9 eingeleitet wurde, wird die Schadigung normalerweise als
unerheblich angesehen, wenn die betreffenden Einfuhren unter den in Artikel 5 Absatz 7 festgelegten Mengen liegen.
Das gleiche Verfahren wird unverziiglich eingestellt, wenn festgestellt wird, dass die Dumpingspanne, ausgedriickt als
Prozentsatz des Ausfuhrpreises, weniger als 2 v. H. betragt.

(4)  Ergibt sich aus der endgiiltigen Feststellung des Sachverhalts, dass Dumping und eine dadurch verursachte
Schiadigung vorliegen und im Unionsinteresse ein Eingreifen gemaf$ Artikel 21 erforderlich ist, so fithrt die Kommis-
sion gemdfl dem in Artikel 15 Absatz 3 vorgesehenen Priifverfahren einen endgiiltigen Antidumpingzoll ein. Sind
bereits vorldufige Zolle in Kraft, leitet die Kommission dieses Verfahren spitestens einen Monat vor Auflerkrafttreten
dieser Zolle ein.

Der Antidumpingzoll darf die festgestellte Dumpingspanne nicht tibersteigen; er sollte jedoch unter der Dumping-
spanne liegen, wenn ein niedrigerer Zoll ausreicht, um die Schadigung des Wirtschaftszweigs der Union zu beseitigen.
Artikel 7 Absitze 2a, 2b, 2c und 2d gilt entsprechend.

Hat die Kommission keine Einfuhren erfasst, stellt aber nach Analyse aller ihr zur Verfiigung stehenden einschligigen
Informationen beim Erlass endgiiltiger Mafnahmen fest, dass bei den Einfuhren, die Gegenstand der Untersuchung
sind, wihrend des Vorunterrichtungszeitraums ein zusitzlicher erheblicher Anstieg zu verzeichnen ist, so beriick-
sichtigt die Kommission die zusatzliche Schidigung, die durch diesen Anstieg entstanden ist, bei der Festlegung der
Schadensspanne wihrend eines Zeitraums, der den in Artikel 11 Absatz 2 genannten Zeitraum nicht iiberschreitet.”

7. Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 Unterabsatz 2 erhilt folgende Fassung:

,Eine Uberpriifung bei Auslaufen der Mafnahme wird eingeleitet, wenn der Antrag geniigend Beweise dafiir
enthdlt, dass das Dumping und die Schidigung bei einem Auslaufen der Mafnahmen wahrscheinlich anhalten
oder erneut auftreten wiirden. Diese Wahrscheinlichkeit kann beispielsweise durch Beweise fur ein Anhalten des
Dumpings und der Schiddigung aufgezeigt werden oder durch Beweise dafiir, dass die Beseitigung der Schidigung
teilweise oder ausschliefSlich auf die geltenden Mafinahmen zuriickzufithren ist, oder durch Beweise dafiir, dass die
Umstinde der Ausfihrer oder die Marktbedingungen darauf hindeuten, dass das schidigende Dumping wahr-
scheinlich anhalten wird, oder durch Beweise dafiir, dass nach wie vor Verzerrungen des Rohstoffangebots vor-
liegen.;
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b) In Absatz 5 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Tritt die Manahme im Anschluss an eine Untersuchung nach Absatz 2 aufler Kraft, so werden alle ab der
Einleitung der Untersuchung auf Waren in der Zollabfertigung erhobenen Zolle erstattet, sofern den nationalen
Zollbehorden ein diesbeziiglicher Antrag vorgelegt wird und diese dem Antrag entsprechend den geltenden
Zollvorschriften der Union iiber die Erstattung und den Erlass von Zéllen stattgeben. Die Erstattung schliefft
die Zahlung von Zinsen seitens der betreffenden nationalen Zollbehoérden aus.”

8. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Untersuchungen werden nach Maflgabe dieses Artikels auf Initiative der Kommission oder auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder einer interessierten Partei eingeleitet, wenn der Antrag ausreichende Beweise fiir die in Absatz
1 dieses Artikels genannten Faktoren enthilt. Die Einleitung erfolgt durch eine Verordnung der Kommission, in
der gleichzeitig den Zollbehdrden Anweisung gegeben wird, die Einfuhren gemaf$ Artikel 14 Absatz 5 zollamtlich
zu erfassen oder Sicherheitsleistungen zu verlangen. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten, wenn eine
interessierte Partei oder ein Mitgliedstaat einen Antrag eingereicht hat, der die Einleitung einer Untersuchung
rechtfertigt, und die Kommission die Priiffung dieses Antrags abgeschlossen hat oder wenn die Kommission selbst
festgestellt hat, dass eine Untersuchung eingeleitet werden muss.

b) Absatz 4 Unterabsitze 1, 2, 3 und 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Waren, die von Unternehmen eingefiihrt werden, fur die Befreiungen gelten, werden nicht gemafs Arti-
kel 14 Absatz 5 zollamtlich erfasst und werden nicht mit Zollen belegt.

Antrige auf Befreiung sind ordnungsgemaf8 mit Beweisen zu versehen und innerhalb der in der Verordnung der
Kommission zur Einleitung der Untersuchung festgesetzten Frist einzureichen.

Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke der Umgehung auferhalb der Union,
konnen den Herstellern der betroffenen Ware, die nachweislich nicht an Umgehungspraktiken im Sinne der
Absidtze 1 und 2 des vorliegenden Artikels beteiligt sind, Befreiungen gewihrt werden.

Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke der Umgehung innerhalb der Union, kénnen
den Einfithrern, die nachweisen konnen, dass sie nicht an Umgehungspraktiken im Sinne der Absdtze 1 und 2 des
vorliegenden Artikels beteiligt sind, Befreiungen gewahrt werden.”

9. Artikel 14 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Besondere Bestimmungen, insbesondere iiber die gemeinsame Begriffsbestimmung fiir den Warenursprung,
wie sie in der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates (*) enthalten sind, und
tiber die Anwendung und Erhebung eines Antidumpingzolls auf dem Festlandsockel eines Mitgliedstaats oder in
der von einem Mitgliedstaat gemif dem Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (SRU) ausgewiesenen
ausschlieflichen Wirtschaftszone, kénnen gemif8 dieser Verordnung angenommen werden.

(*) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Fest-
legung des Zollkodex der Union (ABL L 269 vom 10.10.2013, S. 1).%

b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Ab Einleitung der Untersuchung und nach rechtzeitiger Unterrichtung der Mitgliedstaaten kann die Kom-
mission die Zollbehorden anweisen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zollamtlich zu erfassen,
sodass in der Folge Mafnahmen gegeniiber diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung an
eingefithrt werden konnen. Die zollamtliche Erfassung der Einfuhren wird auf einen Antrag des Wirtschaftszweigs
der Union vorgenommen, der ausreichende Beweise fiir die Rechtfertigung dieser Mafinahme enthalt. Die Einfuh-
ren konnen auch auf Initiative der Kommission zollamtlich erfasst werden. Die zollamtliche Erfassung wird durch
eine Verordnung der Kommission eingefiithrt. Die genannte Verordnung gibt den Zweck dieser Erfassung und,
soweit angemessen, den geschitzten Betrag der moglichen zukiinftigen Zollschuld an. Die Einfuhren diirfen nicht
langer als neun Monate zollamtlich erfasst werden.;

¢) Folgender Absatz wird eingefiigt:

,(5a)  Wihrend des Vorunterrichtungszeitraums nach Artikel 19a erfasst die Kommission Einfuhren gemifl
Absatz 5 des vorliegenden Artikels zollamtlich, es sei denn, sie verfiigt tiber ausreichende Beweise im Sinne
des Artikels 5 dafiir, dass die Anforderungen entweder des Artikels 10 Absatz 4 Buchstabe ¢ oder des Artikels
10 Absatz 4 Buchstabe d nicht erfiillt sind. Vor einer Entscheidung tiber eine zollamtliche Erfassung analysiert die
Kommission insbesondere die Informationen, die sie auf Grundlage der Codes des Integrierten Tarifs der
Europdischen Union (TARIC) erhoben hat, die sie gemdfl Absatz 6 des vorliegenden Artikels fiir die Ware, die
Gegenstand der Untersuchung ist, festgelegt hat.”;
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d) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission jeden Monat iiber den Einfuhrhandel bei Waren, die Gegen-
stand von Untersuchungen und von Mafinahmen sind, und iiber die gemifl dieser Verordnung vereinnahmten
Zollbetrige. Wenn die Kommission eine Untersuchung nach Artikel 5 einleitet, legt sie fiir die Ware, die Gegen-
stand der Untersuchung ist, TARIC-Codes fest. Sobald die Untersuchung eingeleitet ist, verwenden die Mitglied-
staaten diese TARIC-Codes, wenn sie iiber die Einfuhren der Ware, die Gegenstand dieser Untersuchung ist,
berichten. Die Kommission kann auf ausdriickliche und mit Griinden versehene Anfrage einer interessierten Partei
beschliefen, ihr eine nicht vertrauliche Zusammenfassung der Informationen zum aggregierten Einfuhrvolumen
und zum Wert der betreffenden Waren bereitzustellen.;

e) Folgender Absatz 8 wird angefiigt:

,(8)  Immer wenn die Kommission beabsichtigt, ein Dokument mit allgemeinen Leitlinien fiir etwaige interes-
sierte Parteien zur Anwendung dieser Verordnung anzunehmen, fithrt sie im Einklang mit Artikel 11 Absatz 3
EUV eine offentliche Anh6rung durch. Dabei konnen auch das Europdische Parlament und der Rat ihre Stand-
punkte darlegen.”

10. Folgender Artikel wird eingefuigt:

LArtikel 14a
Festlandsockel oder ausschliefRliche Wirtschaftszone

(1)  Antidumpingzolle konnen auch auf gedumpte Waren eingefithrt werden, die in erheblichen Mengen auf eine
kiinstliche Insel, eine feste oder schwimmende Einrichtung oder eine andere Struktur auf dem Festlandsockel eines
Mitgliedstaats oder in der von einem Mitgliedstaat gemdf dem SRU ausgewiesenen ausschlieRlichen Wirtschaftszone
verbracht werden, wenn hierdurch der Wirtschaftszweig der Union geschddigt wiirde. Die Kommission erldsst
Durchfithrungsrechtsakte, in denen die Bedingungen fiir die Entstehung dieser Zélle sowie die Verfahren fiir die
Mitteilung und Anmeldung der betreffenden Waren und fir die Zahlung dieser Zélle, einschlieflich ihrer Erhebung,
ihrer Erstattung und ihrem Erlass, festgelegt sind (Zollinstrument). Diese Durchfihrungsrechtsakte werden gemafS
dem in Artikel 15 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

(2)  Die Kommission fiihrt erst ab dem Tag Zolle nach Absatz 1 ein, an dem das in Absatz 1 genannte Zoll-
instrument einsatzbereit ist. Die Kommission teilt allen Wirtschaftsbeteiligten im Wege einer gesonderten Veréffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union mit, dass das Zollinstrument einsatzbereit ist.”

11. Artikel 17 Absitze 1 und 2 erhilt folgende Fassung:

,(1)  In Fillen, in denen die Anzahl der Unionshersteller, der Ausfithrer oder der Einfithrer, der Warentypen oder
der Geschiftsvorginge sehr groff ist, kann die Untersuchung auf eine vertretbare Anzahl von Parteien, Waren oder
Geschiftsvorgingen durch Stichproben, die nach den normalen statistischen Verfahren auf der Grundlage der zum
Zeitpunkt der Auswahl zur Verfugung stehenden Informationen gebildet werden, oder auf das grofite représentative
Volumen von Produktion, Verkdufen oder Ausfuhren beschrinkt werden, die in angemessener Weise in der zur
Verfiigung stehenden Zeit untersucht werden konnen.

(2)  Die endgiiltige Auswahl der Parteien, Warentypen oder Geschiftsvorgiange gemifs diesen Bestimmungen iiber
die Stichprobe obliegt weiterhin der Kommission. Damit eine reprisentative Auswahl getroffen werden kann, erfolgt
die Auswahl jedoch vorzugsweise in Absprache und im Einvernehmen mit den betroffenen Parteien, sofern diese
Parteien sich innerhalb von einer Woche nach der Einleitung der Untersuchung selbst melden und ausreichende
Informationen zur Verfiigung stellen.”

12. Folgender Artikel wird eingefiigt:

LJArtikel 19a
Informationen im vorliufigen Stadium

(1)  Die Unionshersteller, die Einfithrer und Ausfihrer und ihre reprisentativen Verbiande sowie die Vertreter des
Ausfuhrlandes konnen Auskiinfte tiber die geplante Einfithrung vorldufiger Zolle anfordern. Die Anforderung
dieser Auskiinfte hat in schriftlicher Form zu erfolgen, und zwar innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung
vorgegebenen Frist. Diese Auskiinfte werden den betreffenden Parteien drei Wochen vor Einfithrung der vorldufigen
Zolle erteilt. Sie umfassen Folgendes: eine Ubersicht iiber die vorgeschlagenen Zolle — lediglich
informationshalber — sowie Einzelheiten tiber die Berechnung der Dumpingspanne und der zur Beseitigung der
Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union geeigneten Spanne, wobei der Notwendigkeit gebithrend Rechnung zu
tragen ist, die Datenschutzverpflichtungen gemifS Artikel 19 einzuhalten. Den Parteien steht eine Frist von drei
Arbeitstagen nach Erteilung dieser Auskiinfte zur Verfiigung, um zur Richtigkeit der Berechnungen Stellung zu
nehmen.
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(2)  Falls beabsichtigt ist, keine vorldufigen Zolle einzuftihren, die Untersuchung aber fortzusetzen, werden die
interessierten Parteien drei Wochen vor Ablauf der in Artikel 7 Absatz 1 fur die Einfithrung vorldufiger Zolle
vorgesehenen Frist von der Nichteinfithrung der Zélle in Kenntnis gesetzt.”

13. Artikel 21 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Damit die Kommission bei der Entscheidung, ob die Einfithrung von Mafnahmen im Unionsinteresse liegt,
alle Standpunkte und Informationen gebithrend beriicksichtigen kann, konnen sich die Unionshersteller, die
Gewerkschaften, die Einfithrer und ihre reprisentativen Verbinde sowie die reprasentativen Verwender- und die
reprasentativen Verbraucherorganisationen innerhalb der in der Bekanntmachung iiber die Einleitung der Anti-
dumpingverfahren gesetzten Frist selbst melden und der Kommission die Informationen iibermitteln. Diese
Informationen oder angemessene Zusammenfassungen werden den anderen in diesem Artikel genannten Parteien
zur Verfiigung gestellt; diese sind berechtigt, auf diese Informationen zu antworten.;

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Parteien, die gemifs Absatz 2 handeln, konnen Bemerkungen zur Anwendung vorldufiger Zolle vor-
bringen. Diese Bemerkungen miissen innerhalb von 15 Tagen nach dem Zeitpunkt der Anwendung dieser Mafi-
nahmen eingehen, wenn sie beriicksichtigt werden sollen; die Bemerkungen — oder angemessene Zusammen-
fassungen — werden den anderen Parteien zur Verfiigung gestellt, die berechtigt sind, darauf zu antworten.”

14. Artikel 23 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Die Kommission legt dem Europiischen Parlament und dem Rat unter gebiihrender Beriicksichtigung des
Schutzes vertraulicher Informationen im Sinne des Artikels 19 einen jihrlichen Bericht iiber die Anwendung und
Durchfithrung dieser Verordnung vor.

Dieser Bericht enthilt Informationen iiber die Anwendung vorldufiger und endgiiltiger Malnahmen, die Einstel-
lung von Untersuchungen ohne die Einfithrung von Mafnahmen, Verpflichtungen, die Wiederaufnahme von
Untersuchungen, Uberpriifungen, nennenswerte Verzerrungen, Kontrollbesuche und die Tétigkeiten der verschie-
denen Gremien, die fiir die Uberwachung der Durchfithrung dieser Verordnung und der Einhaltung der Ver-
pflichtungen aus dieser Verordnung verantwortlich sind. Der Bericht erfasst auflerdem die Anwendung von
Handelsschutzinstrumenten durch Drittlinder gegen die Union sowie Beschwerden gegen die verhingten Maf-
nahmen. Er erstreckt sich auch auf die Tatigkeiten des Anhoérungsbeauftragten der Generaldirektion Handel der
Kommission und der Informationsstelle fiir KMU hinsichtlich der Anwendung dieser Verordnung.

Ferner wird in dem Bericht dargelegt, inwieweit Sozial- und Umweltstandards gepriift und bei den Untersuchun-
gen beriicksichtigt worden sind. Hierzu zahlen die Standards, die in den multilateralen Umweltiibereinkiinften,
deren Vertragspartei die Union ist, und in den in Anhang la dieser Verordnung aufgefithrten Ubereinkommen der
IAO sowie den entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften des Ausfuhrlandes festgelegt sind.,

b) Folgender Absatz wird angefiigt:

,(4)  Bis zum 9. Juni 2023 und danach alle fiinf Jahre unterbreitet die Kommission dem Europdischen Parlament
und dem Rat eine Ubersicht iiber die Anwendung des Artikels 7 Absatz 2a, des Artikels 8 Absatz 1 und des
Artikels 9 Absatz 4, in der diese Anwendung auch bewertet wird. Dieser Ubersicht kann sie gegebenenfalls einen
Gesetzgebungsvorschlag beifiigen.”

15. Folgender Artikel wird eingefugt:

LJArtikel 23a
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemaff Artikel 7 Absatz 1 wird der Kommission fiir einen
Zeitraum von zwei Jahren ab dem 8.Juni 2018 iibertragen und darf nur einmal ausgeiibt werden.

Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemaf8 Artikel 7 Absatz 2a wird der Kommission fiir einen Zeitraum
von funf Jahren ab dem 8. Juni 2018 {ibertragen. Die Kommission erstellt spatestens neun Monate vor Ablauf des
Zeitraums von fiunf Jahren einen Bericht tiber die Befugnisiibertragung. Die Befugnisiibertragung verlingert sich
stillschweigend um einen Zeitraum gleicher Linge, es sei denn, das Europiische Parlament oder der Rat wider-
sprechen einer solchen Verlingerung spitestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums.
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(3)  Die Befugnisiibertragung gemifl Artikel 7 Absdtze 1 und 2a kann vom Européischen Parlament oder vom Rat
jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Verdffentlichung im Amitsblatt der Europdischen Union oder zu
einem im Beschluss tiber den Widerruf angegebenen spateren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit delegierter Rechts-
akte, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss iiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen ().

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Delegierte Rechtsakte, die gemafs Artikel 7 Absitze 1 und 2a erlassen wurden, treten nur in Kraft, wenn weder
das Europdische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts
an das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist das
Europdische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden.
Auf Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verlangert.

() ABL L 123 vom 12.5.2016, S. 1.*

Artikel 2
Die Verordnung (EU) 2016/1037 wird wie folgt gedndert:

1. In Artikel 9 Absatz 1 erhilt der Einleitungssatz folgende Fassung:

,(1)  Im Sinne dieser Verordnung gilt als ,Wirtschaftszweig der Union‘ die Gesamtheit der Unionshersteller von
gleichartigen Waren oder der Teil von ihnen, dessen Produktion insgesamt einen erheblichen Teil der gesamten
Unionsproduktion dieser Waren ausmacht; dabei gelten folgende Ausnahmen:*

2. Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 1 wird nach Unterabsatz 1 folgender Unterabsatz eingefiigt:

,Antrige konnen auch gemeinsam von einem Wirtschaftszweig der Union oder einer natiirlichen oder juristischen
Person oder einer Vereinigung ohne Rechtspersonlichkeit, die in deren Namen handelt, und Gewerkschaften
eingereicht oder von Gewerkschaften unterstiitzt werden. Dies beriihrt nicht die fiir den Wirtschaftszweig der
Union bestehende Moglichkeit, den Antrag zuriickziehen.;

b) Folgender Absatz wird eingefiigt:

,(la)  Die Kommission erleichtert heterogenen und fragmentierten Wirtschaftszweigen, die hauptsiachlich aus
kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) bestehen, mittels einer eigenen Informationsstelle fur KMU den
Zugang zu diesem Handelsschutzinstrument, indem sie beispielsweise zur Bewusstseinsbildung beitrigt, allgemeine
Informationen und Erlduterungen zu den Verfahren und zur Antragstellung bereitstellt, Standardfragebogen in
allen Amtssprachen der Union herausgibt und allgemeine, nicht fallbezogene Fragen beantwortet.

Die Informationsstelle fir KMU stellt Standardformulare fiir die im Rahmen der Reprisentativititspriifung zu
tibermittelnden statistischen Angaben sowie Fragebogen zur Verfiigung.“

3. Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 7 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(7)  Die Unionshersteller, die Regierung des Ursprungs- und/oder Ausfuhrlands, die Gewerkschaften, die Ein-
fuhrer und Ausfihrer sowie ihre reprasentativen Verbande, die Verwender und Verbraucherorganisationen, die sich
gemdfd Artikel 10 Absatz 12 Unterabsatz 2 selbst gemeldet haben, kénnen auf schriftlichen Antrag alle Informa-
tionen, die eine von der Untersuchung betroffene Partei der Kommission tibermittelt hat, mit Ausnahme der von
den Behorden der Union oder ihrer Mitgliedstaaten fiir den Dienstgebrauch erstellten Dokumente, einschen, sofern
diese Informationen fiir die Darlegung ihres Standpunkts erheblich und nicht vertraulich im Sinne des Artikels 29
sind und in der Untersuchung verwendet werden.;
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b) Absatz 9 erhilt folgende Fassung:

,(9)  Bei Verfahren nach Artikel 10 Absatz 11 wird die Untersuchung, wenn moglich, innerhalb eines Jahres
abgeschlossen. In jedem Fall werden diese Untersuchungen innerhalb von 13 Monaten nach ihrer Einleitung auf
der Grundlage der gemafl Artikel 13 fiir Verpflichtungen oder gemafs Artikel 15 fur endgiiltige Mafnahmen
getroffenen Feststellungen abgeschlossen. Die Untersuchungszeitriume werden, insbesondere im Fall von hetero-
genen und fragmentierten Wirtschaftszweigen, die hauptsichlich aus KMU bestehen, so weit wie moglich an das
Geschiftsjahr angepasst.;

¢) Folgende Absitze werden angefuigt:

,(11)  Die Unionshersteller der gleichartigen Ware sind dazu aufgefordert, bei nach Artikel 10 Absatz 8 einge-
leiteten Untersuchungen mit der Kommission zusammenzuarbeiten.

(12)  Das Biiro des Anhorungsbeauftragten, dessen Befugnisse und Zustindigkeiten in dem von der Kommis-
sion angenommenen Mandat festgelegt sind, wird bei der Kommission eingerichtet; der Anhorungsbeauftragte
stellt sicher, dass die interessierten Parteien ihre Verfahrensrechte wirksam wahrnehmen konnen.*

4. Artikel 12 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:
,(1)  Vorlaufige Zolle kénnen auferlegt werden, wenn
a) ein Verfahren nach Artikel 10 eingeleitet wurde,

b) eine entsprechende Bekanntmachung veroffentlicht wurde und die interessierten Parteien nach Artikel 10
Absatz 12 Unterabsatz 2 ausreichend Gelegenheit erhielten, Informationen vorzulegen und Stellungnahmen
abzugeben,

¢) vorldufig festgestellt wurde, dass der eingefithrten Ware anfechtbare Subventionen zugutekommen und ein
Wirtschaftszweig der Union dadurch geschidigt wird, und

d) im Interesse der Union ein Eingreifen zur Verhinderung dieser Schadigung erforderlich ist.

Die vorldufigen Zolle werden frithestens 60 Tage, spitestens jedoch neun Monate nach der Einleitung des Ver-
fahrens eingefiihrt.

Der vorldufige Ausgleichszoll entspricht der vorldufig ermittelten Gesamthohe der anfechtbaren Subventionen.

Kann die Kommission auf der Grundlage aller vorgelegten Informationen eindeutig zu dem vorldufigen Ergebnis
kommen, dass es nicht im Interesse der Union liegt, den vorldufigen Ausgleichszoll in dieser Hohe einzufiihren, so
wird dieser Zoll in einer Hohe eingefiihrt, die ausreicht, um die Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu
beseitigen, sofern diese niedriger ist als die Gesamthohe der anfechtbaren Subventionen.

Im Anschluss an die Unterrichtung der interessierten Parteien nach Artikel 29a wird drei Wochen lang auf die
Erhebung vorldufiger Zélle verzichtet (Vorunterrichtungszeitraum). Die Unterrichtung greift einem etwaigen spa-
teren entsprechenden Beschluss der Kommission nicht vor.

Die Kommission tberpriift bis zum 9.Juni 2020, ob es wiahrend des Vorunterrichtungszeitraums zu einem
erheblichen Anstieg der Einfuhren gekommen ist, und, sollte dies der Fall sein, ob der Wirtschaftszweig der
Union trotz der Mafnahmen, die die Kommission aufgrund von Artikel 24 Absatz 5 Buchstabe a und Artikel 15
Absatz 1 gegebenenfalls ergriffen hat, durch diesen Anstieg zusitzlich geschidigt wurde. Hierbei stiitzt sie sich
insbesondere auf die Daten, die nach Artikel 24 Absatz 6 erhoben werden, sowie auf alle ihr zur Verfiigung
stehenden einschldgigen Informationen. Die Kommission erldsst gemifl Artikel 32b einen delegierten Rechtsakt,
durch den der Vorunterrichtungszeitraum auf zwei Wochen verkiirzt wird, wenn es zu einem erheblichen Anstieg
der Einfuhren gekommen ist, durch den ein Wirtschaftszweig der Union zusitzlich geschadigt wurde, beziehungs-
weise auf vier Wochen verlingert wird, wenn dies nicht der Fall war.

Gleichzeitig mit der Unterrichtung der interessierten Parteien nach Artikel 29a teilt die Kommission auf ihrer
Website offentlich mit, dass sie beabsichtigt, vorldufige Zolle einzuftihren; diese Mitteilung enthilt Informationen
tiber die eventuellen Zollsitze.*;
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b) Folgende Absitze werden eingefiigt:

,(la)  Wird die Schadigungsspanne auf der Grundlage eines Zielpreises berechnet, so wird die herangezogene
Zielgewinnspanne unter Beriicksichtigung von Faktoren wie der Hohe der Rentabilitit vor der Steigerung der
Einfuhren aus dem Land, das Gegenstand der Untersuchung ist, der Hohe der Rentabilitit, die zur Deckung
samtlicher Kosten und Investitionen, Forschung und Entwicklung (FuE) sowie Innovation erforderlich ist, und der
Hohe der Rentabilitit, die unter normalen Wettbewerbsbedingungen zu erwarten ist, festgelegt. Diese Gewinn-
spanne darf nicht niedriger als 6 % sein.

(Ib)  Bei der Festlegung des Zielpreises werden die tatsichlichen Herstellungskosten des Wirtschaftszweigs der
Union, wie sie sich aus den multilateralen Umweltiibereinkiinften und den zugehorigen Protokollen, deren Ver-
tragspartei die Union ist, oder aus den in Anhang la dieser Verordnung aufgefithrten Ubereinkommen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (IAO) ergeben, gebithrend beriicksichtigt. Dariiber hinaus werden kiinftige, nicht
unter Absatz 1a des vorliegenden Artikels fallende Kosten, die sich aus diesen Ubereinkiinften und Ubereinkom-
men ergeben und die dem Wirtschaftszweig der Union wihrend des Zeitraums der Anwendung der Mafinahme
nach Artikel 18 Absatz 1 entstehen, beriicksichtigt.”

5. Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(1)  Wurde im Rahmen der vorldufigen Sachaufklirung das Vorliegen von Subventionierung und Schidigung
festgestellt, so kann die Kommission gemifl dem in Artikel 25 Absatz 2 vorgesehenen Beratungsverfahren zu-
friedenstellende freiwillige Verpflichtungsangebote annehmen, in denen

a) das Ursprungs- und/oder Ausfuhrland sich verpflichtet, die Subventionen zu beseitigen oder zu begrenzen oder
sonstige Maffnahmen in Bezug auf ihre Auswirkungen zu treffen, oder

b) ein Ausfihrer sich verpflichtet, seine Preise zu dndern oder die Ausfuhr in das betreffende Gebiet zu unter-
lassen, solange fiir die Ausfuhr anfechtbare Subventionen gewahrt werden, sofern die schidigenden Auswir-
kungen der Subventionen auf diese Weise beseitigt werden.

In diesem Fall gelten von der Kommission gemifl Artikel 12 Absatz 3 eingefiihrte vorldufige Z6lle bzw. gemif
Artikel 15 Absatz 1 eingefiihrte endgiiltige Zolle wahrend der Geltungsdauer dieser Verpflichtungen nicht fiir die
Einfuhren der betroffenen Ware, die von den Unternehmen hergestellt werden, die im Beschluss der Kommission
zur Annahme des Verpflichtungsangebots und in etwaigen spateren Anderungen dieses Beschlusses aufgefiihrt
sind.

Preiserhohungen aufgrund solcher Verpflichtungen diirfen nicht hoher sein, als es zum Ausgleich der anfechtbaren
Subventionen erforderlich ist.

Kann die Kommission auf der Grundlage aller vorgelegten Informationen eindeutig zu dem vorldufigen Ergebnis
kommen, dass es nicht im Interesse der Union liegt, die Preiserh6hungen aufgrund solcher Verpflichtungen im
Einklang mit Absatz 1 Unterabsatz 3 festzulegen, so sind die Preiserhohungen niedriger als die anfechtbaren
Subventionen, sofern dies ausreicht, um die Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu beseitigen.;

b) Absatz 2 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:

JAufer unter auflergewohnlichen Umstinden miissen Verpflichtungen spitestens finf Tage vor Ende des Zeit-
raums angeboten werden, in dem gemifl Artikel 30 Absatz 5 Bemerkungen vorgebracht werden konnen, sodass
auch fiir andere Parteien Gelegenheit zur Stellungnahme besteht.”;

c) Die Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

,(3)  Verpflichtungsangebote brauchen nicht angenommen zu werden, wenn ihre Annahme als nicht sinnvoll
angesehen wird, beispielsweise weil die Zahl der tatsichlichen oder potenziellen Ausfithrer zu grof ist oder andere
Griinde, einschlieflich Erwigungen grundsitzlicher Art, zu denen insbesondere die Grundsitze und Verpflichtun-
gen gehoren, die sich aus multilateralen Umweltiibereinkiinften und den zugehorigen Protokollen, deren Vertrags-
partei die Union ist, sowie den in Anhang Ia dieser Verordnung aufgefithrten Ubereinkommen der IAO ergeben,
dagegen sprechen. Dem betreffenden Ausfithrer und/oder dem betreffenden Ursprungs- und/oder Ausfuhrland
kann der Grund, aus dem die Ablehnung des Verpflichtungsangebots vorgeschlagen wird, mitgeteilt und Gele-
genheit zur Stellungnahme gegeben werden. Die Griinde fiir die Ablehnung werden in dem endgiiltigen Beschluss
dargelegt.
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(4)  Die Parteien, die eine Verpflichtung anbieten, miissen eine im Sinne von Artikel 29 aussagekraftige nicht
vertrauliche Fassung dieser Verpflichtung vorlegen, damit sie den von der Untersuchung betroffenen Parteien, dem
Europdischen Parlament und dem Rat zur Verfiigung gestellt werden kann.

Vor der Annahme eines solchen Angebots erhilt aufferdem der Wirtschaftszweig der Union die Moglichkeit, zu
den wichtigsten Merkmalen der Verpflichtung Stellung zu nehmen.”

6. Artikel 14 Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Die anfechtbaren Subventionen werden als geringfligig angesehen, wenn sie sich wertmifig auf weniger als
1 v. H. belaufen. Bei Untersuchungen, die Einfuhren aus Entwicklungslindern betreffen, betrdgt die Geringfiigigkeits-
schwelle jedoch wertmifig 2 v. H.“

7. Artikel 15 Absatz 1 Unterabsatz 3 erhilt folgende Fassung:
,Der Ausgleichszoll darf die ermittelte Gesamthohe der anfechtbaren Subventionen nicht iibersteigen.

Kann die Kommission auf der Grundlage aller vorgelegten Informationen eindeutig zu dem Ergebnis kommen, dass
es nicht im Interesse der Union liegt, die Hohe der Mafnahmen im Einklang mit Unterabsatz 3 festzulegen, so ist der
Ausgleichszoll niedriger als die anfechtbaren Subventionen, sofern dies ausreicht, um die Schadigung des Wirtschafts-
zweigs der Union zu beseitigen.

Hat die Kommission keine Einfuhren erfasst, stellt aber nach Analyse aller ihr zur Verfiigung stehenden einschlagigen
Informationen beim Erlass endgiiltiger Malnahmen fest, dass bei den Einfuhren, die Gegenstand der Untersuchung
sind, wihrend des Vorunterrichtungszeitraums ein zusatzlicher erheblicher Anstieg zu verzeichnen ist, so bertick-
sichtigt sie die zusitzliche Schidigung, die durch diesen Anstieg entstanden ist, bei der Festlegung der Schadens-
spanne wahrend eines Zeitraums, der den in Artikel 18 Absatz 1 genannten Zeitraum nicht iiberschreitet.”

8. In Artikel 18 Absatz 1 wird folgender Unterabsatz angefiigt:

,Tritt die Mafnahme im Anschluss an eine Untersuchung nach diesem Artikel aufer Kraft, so werden alle ab der
Einleitung der Untersuchung auf Waren in der Zollabfertigung erhobenen Zolle erstattet, sofern den nationalen
Zollbehorden ein diesbeziiglicher Antrag vorgelegt wird und diese dem Antrag entsprechend den geltenden Zoll-
vorschriften der Union iiber die Erstattung und den Erlass von Zollen stattgeben. Die Erstattung schliefSt die Zahlung
von Zinsen seitens der betreffenden nationalen Zollbehérden aus.”

9. Artikel 23 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 4 Unterabsatz 1 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Untersuchungen werden nach Maf$gabe dieses Artikels auf Initiative der Kommission oder auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder einer interessierten Partei eingeleitet, wenn der Antrag ausreichende Beweise fiir die in den
Absidtzen 1, 2 und 3 dieses Artikels genannten Faktoren enthalt. Die Einleitung erfolgt durch eine Verordnung der
Kommission, in der gleichzeitig den Zollbehorden Anweisung gegeben wird, die Einfuhren gemifs Artikel 24
Absatz 5 zollamtlich zu erfassen oder Sicherheitsleistungen zu verlangen. Die Kommission informiert die Mit-
gliedstaaten, wenn eine interessierte Partei oder ein Mitgliedstaat einen Antrag eingereicht hat, der die Einleitung
einer Untersuchung rechtfertigt, und die Kommission die Priifung dieses Antrags abgeschlossen hat oder wenn die
Kommission selbst festgestellt hat, dass eine Untersuchung eingeleitet werden muss.”;

b) Absatz 6 Unterabsitze 2 und 3 erhilt folgende Fassung:

,Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke der Umgehung auferhalb der Union,
konnen den Herstellern der betroffenen Ware, die nachweislich nicht an Umgehungspraktiken im Sinne des
Absatzes 3 beteiligt sind, Befreiungen gewihrt werden.

Erfolgt die Praxis, der Fertigungsprozess oder die Arbeit zum Zwecke der Umgehung innerhalb der Union, konnen
den Einfithrern, die nachweisen konnen, dass sie nicht an Umgehungspraktiken im Sinne des Absatzes 3 beteiligt
sind, Befreiungen gewihrt werden.

10. Artikel 24 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

,(3)  Besondere Bestimmungen, insbesondere iiber die gemeinsame Begriffsbestimmung fiir den Warenursprung,
wie sie in der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europiischen Parlaments und des Rates (*) enthalten sind, und
tiber die Anwendung und Erhebung eines Ausgleichszolls auf dem Festlandsockel eines Mitgliedstaats oder in der
von einem Mitgliedstaat gemidR dem Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen (SRU) ausgewiesenen
ausschlieflichen Wirtschaftszone, konnen gemafs der vorliegenden Verordnung angenommen werden.

(*) Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Fest-
legung des Zollkodex der Union (ABL L 269 vom 10.10.2013, S. 1).%
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b) Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

,(5)  Ab Einleitung der Untersuchung und nach rechtzeitiger Unterrichtung der Mitgliedstaaten kann die Kom-
mission die Zollbehorden anweisen, geeignete Schritte zu unternehmen, um die Einfuhren zollamtlich zu erfassen,
sodass in der Folge Mafnahmen gegeniiber diesen Einfuhren vom Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung an
angewendet werden konnen. Die zollamtliche Erfassung der Einfuhren wird auf einen Antrag des Wirtschafts-
zweigs der Union vorgenommen, der ausreichende Beweise fiir die Rechtfertigung dieser Maffnahme enthélt. Die
Einfuhren kénnen auch auf Initiative der Kommission zollamtlich erfasst werden. Die zollamtliche Erfassung wird
durch eine Verordnung der Kommission eingefiihrt. Die genannte Verordnung gibt den Zweck dieser Erfassung
und, soweit angemessen, den geschitzten Betrag der moglichen zukiinftigen Zollschuld an. Die Einfuhren diirfen
nicht linger als neun Monate zollamtlich erfasst werden.”;

¢) Folgender Absatz wird eingefiigt:

»(5a)  Wihrend des Vorunterrichtungszeitraums nach Artikel 29a erfasst die Kommission Einfuhren gemdfl
Absatz 5 des vorliegenden Artikels zollamtlich, es sei denn, sie verfiigt iber ausreichende Beweise im Sinne
des Artikels 10 dafiir, dass die Anforderungen entweder des Artikels 16 Absatz 4 Buchstabe ¢ oder des Artikels
16 Absatz 4 Buchstabe d nicht erfillt sind. Vor einer Entscheidung tiber eine zollamtliche Erfassung analysiert die
Kommission insbesondere die Informationen, die sie auf Grundlage der Codes des Integrierten Tarifs der
Europdischen Union (TARIC) erhoben hat, die sie gemdfl Absatz 6 des vorliegenden Artikels fir die Ware, die
Gegenstand der Untersuchung ist, festgelegt hat.”;

d) Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

,(6)  Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission jeden Monat iiber den Einfuhrhandel bei Waren, die Gegen-
stand von Untersuchungen und von Mafinahmen sind, und iiber die gemif dieser Verordnung vereinnahmten
Zollbetrage. Wenn die Kommission eine Untersuchung nach Artikel 10 einleitet, legt sie fir die Ware, die Gegen-
stand der Untersuchung ist, TARIC-Codes fest. Sobald die Untersuchung eingeleitet ist, verwenden die Mitglied-
staaten diese TARIC-Codes, wenn sie {iber Einfuhren der Ware, die Gegenstand dieser Untersuchung ist, berichten.
Die Kommission kann auf ausdriickliche und mit Griinden versehene Anfrage einer interessierten Partei beschlie-
Ben, ihr eine nicht vertrauliche Zusammenfassung der Informationen zum aggregierten Einfuhrvolumen und zum
Wert der betreffenden Waren bereitzustellen.”;

¢) Folgender Absatz wird angefiigt:

,(8)  Immer wenn die Kommission beabsichtigt, ein Dokument mit allgemeinen Leitlinien fiir etwaige interes-
sierte Parteien zur Anwendung dieser Verordnung anzunehmen, fithrt sie im Einklang mit Artikel 11 Absatz 3
EUV eine offentliche Anhérung durch. Dabei konnen auch das Europdische Parlament und der Rat ihre Stand-
punkte darlegen.”

11. Folgender Artikel wird eingefiigt:

LJArtikel 24a
Festlandsockel eines Mitgliedstaats oder ausschlieBliche Wirtschaftszone

(1) Ausgleichszolle konnen auch auf subventionierte Waren eingefithrt werden, die in erheblichen Mengen auf eine
kiinstliche Insel, eine feste oder schwimmende Einrichtung oder eine andere Struktur auf dem Festlandsockel eines
Mitgliedstaats oder in der von einem Mitgliedstaat gemdff dem Seerechtsiibereinkommen der Vereinten Nationen
(SRU) ausgewiesenen ausschlieRlichen Wirtschaftszone verbracht werden, wenn hierdurch der Wirtschaftszweig der
Union geschadigt wiirde. Die Kommission erldsst Durchfithrungsrechtsakte, in denen die Bedingungen fiir die Ent-
stehung dieser Zolle sowie die Verfahren fiir die Mitteilung und Anmeldung dieser Waren und fiir die Zahlung dieser
Zolle, einschlieflich ihrer Erhebung, ihrer Erstattung und ihrem Erlass, festgelegt sind (Zollinstrument). Diese Durch-
fihrungsrechtsakte werden gemdfl dem in Artikel 25 Absatz 3 genannten Priifverfahren erlassen.

(2)  Die Kommission fithrt erst ab dem Tag Zoélle nach Absatz 1 ein, an dem das in Absatz 1 genannte Zoll-
instrument einsatzbereit ist. Die Kommission teilt allen Wirtschaftsbeteiligten im Wege einer gesonderten Veréffent-
lichung im Amtsblatt der Europdischen Union mit, dass das Zollinstrument einsatzbereit ist.“

12. Artikel 27 Absitze 1 und 2 erhilt folgende Fassung:

,(1)  In Fillen, in denen die Anzahl der Unionshersteller, der Ausfithrer oder der Einfithrer, der Warentypen oder
der Geschiftsvorginge sehr grof ist, kann die Untersuchung auf eine vertretbare Anzahl von Parteien, Waren oder
Geschiftsvorgangen durch Stichproben, die nach den normalen statistischen Verfahren auf der Grundlage der zum
Zeitpunkt der Auswahl zur Verfigung stehenden Informationen gebildet werden, oder auf das grofite reprisentative
Volumen von Produktion, Verkdufen oder Ausfuhren beschrinkt werden, die in angemessener Weise in der zur
Verfigung stehenden Zeit untersucht werden konnen.
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(2)  Die endgiiltige Auswahl der Parteien, Warentypen oder Geschiftsvorginge gemifs diesen Bestimmungen iiber
die Stichprobe obliegt weiterhin der Kommission., Damit eine reprisentative Auswahl getroffen werden kann, erfolgt
die Auswahl jedoch vorzugsweise in Absprache und im Einvernechmen mit den betroffenen Parteien, sofern diese
Parteien sich innerhalb von einer Woche nach der Einleitung der Untersuchung selbst melden und ausreichende
Informationen zur Verfiigung stellen.”

13. Folgender Artikel wird eingefiigt:

JArtikel 29a
Informationen im vorliufigen Stadium

(1)  Die Unionshersteller, die Einfithrer und Ausfithrer und ihre reprisentativen Verbinde und das Ursprungs-
und/oder Ausfuhrland kénnen Auskiinfte iiber die geplante Einfithrung vorldufiger Zélle anfordern. Die Anforderung
dieser Auskiinfte hat in schriftlicher Form zu erfolgen, und zwar innerhalb der in der Einleitungsbekanntmachung
vorgegebenen Frist. Diese Auskiinfte werden den betreffenden Parteien drei Wochen vor der Einfiihrung der vor-
laufigen Zélle erteilt. Sie umfassen Folgendes: eine Ubersicht iiber die vorgeschlagenen Zélle — lediglich informa-
tionshalber — sowie Einzelheiten iiber die Berechnung der Hohe der anfechtbaren Subventionen und der zur
Beseitigung der Schadigung des Wirtschaftszweigs der Union geeigneten Spanne, wobei der Notwendigkeit gebiihrend
Rechnung zu tragen ist, die Datenschutzverpflichtungen gemif Artikel 29 einzuhalten. Den Parteien steht eine Frist
von drei Arbeitstagen nach Erteilung dieser Auskiinfte zur Verfiigung, um zur Richtigkeit der Berechnungen Stellung
zu nehmen.

(2)  Falls beabsichtigt ist, keine vorldufigen Zolle einzufithren, die Untersuchung aber fortzusetzen, werden die
interessierten Parteien drei Wochen vor Ablauf der in Artikel 12 Absatz 1 fur die Einfuhrung vorlaufiger Zolle
vorgesehenen Frist von der Nichteinfithrung der Zolle in Kenntnis gesetzt.”

14. Artikel 31 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

,(2)  Damit die Behorden bei der Entscheidung, ob die Einfithrung von Mafinahmen im Unionsinteresse liegt,
alle Standpunkte und Informationen gebithrend beriicksichtigen konnen, kénnen sich die Unionshersteller, die
Gewerkschaften, die Einfithrer und ihre reprisentativen Verbinde sowie die reprasentativen Verwender- und die
reprisentativen Verbraucherorganisationen innerhalb der in der Bekanntmachung tiber die Einleitung der Aus-
gleichszollverfahren gesetzten Frist selbst melden und der Kommission die Informationen iibermitteln. Diese
Informationen oder angemessene Zusammenfassungen werden den anderen in diesem Artikel genannten Parteien
zur Verfuigung gestellt; diese sind berechtigt, auf diese Informationen zu antworten.;

b) Absatz 4 erhilt folgende Fassung:

,(4)  Die Parteien, die gemdfl Absatz 2 handeln, konnen Bemerkungen zur Anwendung vorldufiger Zolle vor-
bringen. Diese Bemerkungen miissen innerhalb von 15 Tagen nach dem Tag der Anwendung dieser Maffnahmen
eingehen, wenn sie beriicksichtigt werden sollen; die Bemerkungen — oder angemessene Zusammenfassungen —
werden den anderen Parteien zur Verfiigung gestellt, die berechtigt sind, darauf zu antworten.”

15. Folgende Artikel werden eingefiigt:

JArtikel 32a
Bericht

(1) Die Kommission legt dem Europdischen Parlament und dem Rat unter gebithrender Beriicksichtigung des
Schutzes vertraulicher Informationen im Sinne des Artikels 29 einen jahrlichen Bericht iiber die Anwendung und
Durchfithrung dieser Verordnung vor.

Dieser Bericht enthilt Informationen iiber die Anwendung vorldufiger und endgiiltiger Mainahmen, die Einstellung
von Untersuchungen ohne die Einfithrung von Maffnahmen, Verpflichtungen, die Wiederaufnahme von Untersuchun-
gen, Uberpriifungen, nennenswerte Verzerrungen, Kontrollbesuche und die Titigkeiten der verschiedenen Gremien,
die fiir die Uberwachung der Durchfithrung dieser Verordnung und der Einhaltung der Verpflichtungen aus dieser
Verordnung verantwortlich sind. Der Bericht erfasst auferdem die Anwendung von Handelsschutzinstrumenten durch
Drittlinder gegen die Union sowie Beschwerden gegen die verhingten Mafnahmen. Er erstreckt sich auch auf die
Tatigkeiten des Anhorungsbeauftragten der Generaldirektion Handel der Kommission und der Informationsstelle fuir
KMU hinsichtlich der Anwendung dieser Verordnung.

Ferner wird in dem Bericht dargelegt, inwieweit Sozial- und Umweltstandards gepriift und bei den Untersuchungen
beriicksichtigt worden sind. Hierzu zihlen die Standards, die in den multilateralen Umweltiibereinkiinften, deren
Vertragspartei die Union ist, und in den in Anhang la dieser Verordnung aufgefiihrten Ubereinkommen der 1AO
sowie den entsprechenden nationalen Rechtsvorschriften des Ausfuhrlandes festgelegt sind.
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(2)  Bis zum 9.Juni 2023 und danach alle funf Jahre unterbreitet die Kommission dem Europdischen Parlament
und dem Rat eine Ubersicht iiber die Anwendung des Artikels 12 Absatz 1 Unterabsitze 3 und 4, des Artikels 13
Absatz 1 Unterabsitze 3 und 4 und des Artikels 15 Absatz 1 Unterabsitze 3 und 4, in der diese Anwendung auch
bewertet wird. Dieser Ubersicht kann sie gegebenenfalls einen Gesetzgebungsvorschlag beifiigen.

Artikel 32b
Ausiibung der Befugnisiibertragung

(1)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten
Bedingungen iibertragen.

(2)  Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemifl Artikel 12 Absatz 1 wird der Kommission fir einen
Zeitraum von zwei Jahren ab dem 8.Juni 2018 iibertragen und darf nur einmal ausgeiibt werden.

(3)  Die Befugnisiibertragung gemafl Artikel 12 Absatz 1 kann vom Europiischen Parlament oder vom Rat jeder-
zeit widerrufen werden. Der Beschluss iiber den Widerruf beendet die Ubertragung der in diesem Beschluss ange-
gebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union oder zu einem im
Beschluss tiber den Widerruf angegebenen spiteren Zeitpunkt wirksam. Die Giiltigkeit delegierter Rechtsakte, die
bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss tiber den Widerruf nicht beriihrt.

(4)  Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten
benannten Sachverstindigen, im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 iiber
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsitzen ().

(5)  Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erldsst, tibermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europdischen
Parlament und dem Rat.

(6)  Ein delegierter Rechtsakt, der gemafs Artikel 12 Absatz 1 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn weder das
Europiische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten nach Ubermittlung dieses Rechtsakts an
das Europdische Parlament und den Rat Einwinde erhoben hat oder wenn vor Ablauf dieser Frist das Europiische
Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwinde erheben werden. Auf
Initiative des Europdischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um zwei Monate verldngert.

(*) ABL. L 123 vom 12.5.2016, S. 1.

Artikel 3

Der Anhang dieser Verordnung wird den Verordnungen (EU) 2016/1036 und (EU) 2016/1037 als Anhang Ia angefiigt.
Artikel 4

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
Artikel 5

Diese Verordnung gilt fir alle Untersuchungen, deren Einleitungsbekanntmachung nach Artikel 5 Absatz 9 der Verord-
nung (EU) 2016/1036 oder Artikel 10 Absatz 11 der Verordnung (EU) 2016/1037 nach dem Inkrafttreten dieser Ver-
ordnung im Amtsblatt der Europdischen Union verdffentlicht wird.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Strafburg am 30. Mai 2018.

Im Namen des Europdischen Parlaments Im Namen des Rates
Der Prasident Die Prasidentin
A. TAJANI L. PAVLOVA
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ANHANG

LANHANG Ia

IAO-UBEREINKOMMEN, AUF DIE IN DIESER VERORDNUNG BEZUG GENOMMEN WIRD

1. Ubereinkommen iiber Zwangs- oder Pflichtarbeit, Nr. 29 (1930)
2. Ubereinkommen iiber die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, Nr. 87 (1948)

3. Ubereinkommen iiber die Anwendung der Grundsitze des Vereinigungsrechts und des Rechts zu Kollektivverhand-
lungen, Nr. 98 (1949)

4. Ubereinkommen iiber die Gleichheit des Entgelts ménnlicher und weiblicher Arbeitskrifte fiir gleichwertige Arbeit,
Nr. 100 (1951)

. Ubereinkommen iiber die Abschaffung der Zwangsarbeit, Nr. 105 (1957)
. Ubereinkommen iiber die Diskriminierung in Beschiftigung und Beruf, Nr. 111 (1958)

. Ubereinkommen iiber das Mindestalter fiir die Zulassung zur Beschiftigung, Nr. 138 (1973)

o N N W

. Ubereinkommen iiber das Verbot und unverziigliche Manahmen zur Beseitigung der schlimmsten Formen der
Kinderarbeit, Nr. 182 (1999)“













ISSN 1977-0642 (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2539 (Papierausgabe)

= Amt fiir Veréffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Verordnung (EU) 2018/825 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/1036 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern und der Verordnung (EU) 2016/1037 über den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern

